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Antrag 
der Fraktionen CDU/CSU, SPD, BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN und F.D.P. 

Weitergeltung von Geschäftsordnungen 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Für die 13. Wahlperiode wird die Gemeinsame Geschäftsordnung 

des Bundestages und des Bundesrates für den Ausschuß nach 

Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungsausschuß) in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 5. Mai 1951 (BGBl. II S. 103), zu-

letzt geändert laut Bekanntmachung vom 12. November 1990 

(BGBl. I S. 2557), mit folgender Änderung übernommen: 

§ 10 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

1. Es wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Enthält der Einigungsvorschlag Änderungen des Grundgeset-

zes, ist über jede Abweichung des Einigungsvorschlages vom 

Wortlaut des vom Bundestag gemäß Artikel 79 Abs. 2 des 

Grundgesetzes beschlossenen Gesetzes einzeln abzustimmen. " 

2. Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

Bonn, den 26. April 1995 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 

Rudolf Scharping und Fraktion 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 

Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 



 


